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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Marx, Reddemann, Windelen, 

Frau Tübler, Jäger (Wangen), Niegel und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/2422 — 


betr. Verhaftungen auf den Transitstrecken 


Der Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen hat mit 
Schreiben vom 2. August 1974 - II 3 - 34 226 - im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für Verkehr die Kleine Anfrage 
im Namen der Bundesregierung folgendermaßen beantwortet: 


1. Wie viele deutsche Staatsbürger, die in der Bundesrepublik 
einschließlich dem Land Berlin leben, sind seit Abschluß des 
Vier-Mächte-Abkommens über Berlin auf den sogenannten 
Transitstrecken wegen des „Verdachts auf Mißbrauch" verhaftet 
worden? 

Seit Inkrafttreten des Vier-Mächte-Abkommens vom 3. Sep- 
tember 1971 und des Transitabkommens [„Abkommen zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regie- 
rung der Deutschen Demokratischen Republik über den Transit- 
verkehr von zivilen Personen und Gütern zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und Berlin (West)" vom 17. Dezember 
1971] am 4. Juni 1972 sind bis einschließlich 31. Juli 1974 ins- 
gesamt 221 Deutsche aus dem Bundesgebiet und aus Berlin 
(West) anläßlich der Benutzung der Transit strecken wegen des 
Verdachts des Mißbrauchs festgenommen worden. In allen 
Fällen wurden Haftbefehle erlassen. 


2. Welche anderen Gründe wurden bei Festnahmen und Verhaf- 
tungen angegeben? 

In allen Fällen wurde als Begründung der Festnahme und des 
Erlasses des Haftbefehls der Verdacht des Mißbrauchs ange- 
geben; gemäß Artikel 16 des Transitabkommens (TA) sind 
Festnahmen nur bei Verdacht des Mißbrauchs zulässig. 
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3. In welcher Weise und in welchem zeitlichen Abstand sind die 
zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutschland von sol- 
chen Festnahmen bzw. Verhaftungen unterrichtet worden? 


In allen Fällen erfolgte die Unterrichtung durch den General- 
staatsanwalt der DDR in einem zeitlichen Abstand von durch- 
schnittlich zwei bis drei Tagen. 


4. Wie wurde in den einzelnen Fällen von den Behörden der DDR 
der angebliche Mißbrauch beschrieben? 

In allen Fällen teilte der Generalstaatsanwalt der DDR gleich- 
zeitig mit der Information über die Verhaftung und den ge- 
nauen Personalien des Festgenommenen den Grund für die 
Festnahme mit, indem er unter Hinweis auf die jeweils ein- 
schlägigen Bestimmungen des Strafgesetzbuches der DDR den 
Mißbrauchstatbestand angab. In 128 Fällen wurde die versuchte 
Ausschleusung von Bürgern der DDR (§ 105 DDR StGB), in 
72 Fällen Beihilfe zum Versuch des ungenehmigten Verlassens 
der DDR oder das unbefugte Abweichen von den Transit- 
strecken (§ 213 DDR StGB), in 18 Fällen Herbeiführung eines 
schweren Verkehrsunfalles (§ 196 DDR StGB), in zwei Fällen 
Verstöße gegen § 17 des Devisengesetzes der DDR und in 
einem Falle Gewaltanwendung gegen einen Angehörigen eines 
staatlichen Organs (§212 DDR StGB) angegeben. 


5. Wie lange hat die Untersuchungshaft in den von der Bundes- 
regierung festgestellten und beobachteten Fällen gedauert? 

Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung betrug die durch- 
schnittliche Dauer der Untersuchungshaft bei einer späteren 
Verurteilung nach 

a) § 105 DDR StGB 5 Monate? 

b) § 213 DDR StGB 3,5 Monate? 

c) anderen Strafvorschriften 3 Monate. 

Bei einer späteren Verurteilung gemäß § 105 DDR StGB betrug 
die kürzeste Dauer der Untersuchungshaft 2 V 2 Monate und die 
längste Dauer IOV 2 Monate. Bei einer späteren Verurteilung 
gemäß § 213 DDR StGB betrugen die kürzeste und die längste 
Dauer der Untersuchungshaft 0,5 und zehn Monate und bei 
einer späteren Verurteilung nach anderen Strafvorschriften be- 
trugen die kürzeste und die längste Dauer der Untersuchungs- 
haft 0,5 und elf Monate. 


6. Wie viele Fälle haben sich der Beobachtung durch die Bundes- 
regierung entzogen, und bei wie vielen schwebenden Ver- 
fahren kennt die Bundesregierung weder die Vorwürfe, die zur 
Verhaftung geführt haben, noch den Inhalt der Anklage? 

Kein Fall einer Festnahme und Verhaftung hat sich bisher der 
Beobachtung durch die Bundesregierung entzogen, und es gibt 
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keinen Fall, bei dem die Bundesregierung den Vorwurf, der zur 
Festnahme und Verhaftung geführt hat, nicht kennt. Eine Ver- 
pflichtung der DDR, den Inhalt der Anklage mitzuteilen, be- 
steht nicht. 


7, Aus welchen Alters- und Berufsgruppen setzen sich die Ver- 
hafteten zusammen? 

Von den Festgenommenen gehörten zur Altersgruppe 


Altersgruppe bis 20 Jahre .... 14 v. H. 

Altersgruppe 21 bis 25 Jahre .... 30 v. H. 

Altersgruppe 26 bis 30 Jahre .... 26 v. H. 

Altersgruppe 31 bis 35 Jahre .... 14 v. H. 

Altersgruppe 36 bis 40 Jahre .... 7 v. H. 

Altersgruppe 41 bis 50 Jahre .... 7 v. H. 

Altersgruppe über 50 Jahre .... 2 v. H. 


Die Berufe der Festgenommenen setzen sich folgendermaßen 
zusammen: 


Handwerker 


59 

v. H. 

ohne Beruf 


23 

v. H. 

Kraftfahrer 


8 

v. H. 

Kaufleute 


6 

v. H. 

Landwirte 


1,5 

v. H. 

Studenten 


1 

v. H. 

Ingenieure 


1 

v. H. 

Beamte 


0,5 

v. H. 


8. Wie hoch sind die bis heute festgestellten Strafmaße, die bei 
Gerichtsurteilen im Zusammenhang mit mißbräuchlicher Be- 
nutzung der Transitwege verhängt wurden? 


Nach den Erkenntnissen der Bundesregierung betrug das 
durchschnittliche Strafmaß in den bekannt gewordenen Fällen 
bei Verurteilungen nach § 105 DDR StGB sechs Jahre und neun 
Monate Freiheitsstrafe, bei Verurteilungen gemäß § 213 DDR 
StGB zwei Jahre und neun Monate Freiheitsstrafe sowie bei 
Verurteilungen nach anderen Strafvorschriften drei Jahre und 
fünf Monate Freiheitsstrafe. 


Im einzelnen ergibt sich folgendes 


Strafmaß 


Verurteilungen 
gern. § 105 
StGB/DDR 


Verurteilungen 
gern. § 213 
StGB/DDR 


Verurteilungen 
nach sonstigen 
Straf- 

vorschriften 


bis zwei Jahre, 


elf Monate 
drei Jahre bis 

— 

20 

6 

fünf Jahre, elf Monate 
sechs Jahre bis 

36 

20 

1 

neun Jahre, elf Monate 

23 

1 

4 

über zehn Jahre 

19 

— 

— 


78 

41 

11 
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